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Petition gegen den 
Ausverkauf von Arztpraxen
Berlin.  Mit einer Petition fordert das 
Kampagnennetzwerk Campact Bundes-
gesundheitsminister Karl Lauterbach 
(SPD) dazu auf, gegen den Verkauf von 
Arztpraxen im großen Stil an Finanz-
investoren vorzugehen. Fast 150 000 
Menschen unterzeichneten den Appell 
bis Montagmittag. Campact kritisierte, 
der »Ausverkauf« der Arztpraxen 
habe teure Medikamente, unnötige 
Untersuchungen sowie überflüssige 
Operationen zur Folge. Campact be-
zog sich auf Medienberichte, wonach 
im Frühjahr 2022 bereits mehr als 
500 Augenarztpraxen internationalen 
Finanzfirmen gehörten.  AFP/nd

Zahl der Kurzarbeiter  
steigt laut Ifo-Institut
München.  Die Zahl der Kurzarbeiter 
ist nach Angaben des Ifo-Instituts im 
Februar um neun Prozent auf 220 000 
gestiegen. »Das ist die höchste Zahl 
seit Juni vergangenen Jahres«, teilten 
die Wirtschaftsforscher am Montag 
mit. Die aktuelle Schätzung beruhe auf 
den Angaben der Unternehmen in den 
Ifo-Konjunkturumfragen und Zahlen 
der Bundesagentur für Arbeit. Be-
troffen sei vor allem die Industrie mit 
161 000 Beschäftigten in Kurzarbeit. 
In der Autoindustrie seien 4,9 Pro-
zent der Mitarbeitenden betroffen. In 
der Metallerzeugung und -bearbeitung 
seien 5,8 Prozent der Beschäftigten in 
Kurzarbeit.  dpa/nd

Norwegen verdreifacht 
Staatseinnahmen
Oslo.  Norwegen hat von den infolge 
des Ukraine-Kriegs stark gestiegenen 
Öl- und Gaspreisen mächtig profitiert: 
Die entsprechenden Einnahmen des 
Staates stiegen nach Schätzungen des 
Statistikinstituts SSB auf 1,46 Billionen 
Kronen (131 Milliarden Euro) und 
damit auf ein Rekordhoch, das »weit 
jenseits bislang verzeichneter Werte 
liegt«. Im Vergleich zu 2021 ver-
dreifachten sich die Einnahmen. 
Norwegen ist nach der Reduzierung 
der russischen Gaslieferungen zum 
größten Lieferanten in Europa 
aufgestiegen.  AFP/nd

Deutsche verdoppelten 
2022 Reiseausgaben
Berlin.  Die Ausgaben der Deutschen 
für Reisen haben sich im vergangenen 
Jahr verdoppelt. Sie stiegen von 
28,8 Milliarden Euro im Touristikjahr 
2021 auf 58,6 Milliarden Euro, wie 
der Deutsche Reiseverband (DRV) am 
Montag mitteilte. Das Vor-Corona-
Niveau war damit aber noch nicht er-
reicht: Die Ausgaben lagen noch 
fast 16 Prozent darunter. Beliebteste 
Reiseziele für diesen Sommer sind 
die Türkei, Spanien, Griechenland, 
Ägypten und Portugal.  AFP/nd

BNP Paribas gehört zu den internatio-
nal führenden Finanzierern von Investiti-
onen in fossile Energieträger. Um das zu 
ändern, verklagen Umweltorganisationen 
die Großbank.

RALF KLINGSIECK, PARIS

Umwelt- und Hilfsorganisationen gehen ju-
ristisch gegen die größte Bank Frankreichs 
vor. Oxfam, Les Amis de la Terre und weitere 
Organisationen haben vor Kurzem die Groß-
bank BNP Paribas verklagt, weil diese entge-
gen dem geltenden französischen und EU-
Recht in neue Projekte zur Erschließung und 
Nutzung fossiler Energien investiert. Vor ei-
nem Vierteljahr hatten sie BNP aufgefordert, 
innerhalb von drei Monaten derartige Finan-
zierungen einzustellen, waren aber vom Ma-
nagement der Bank mit leeren Parolen hinge-
halten worden.

Nach einer Klage gegen den französischen 
Staat wegen nicht eingehaltener Zusagen zum 
Energiewandel und gegen den Energiekon-
zern Total, der in Afrika auf Kosten der Na-
tur und der örtlichen Bevölkerung ein neues 
Erdölgebiet erschließt, ist es bereits der dritte 
Fall, dass französische Nichtregierungsorgani-
sationen über die Justiz eine veränderte Ener-
gie- und Umweltpolitik einfordern. Die Kläger 
sind zuversichtlich, dass es aufgrund ihrer Kla-
ge gegen BNP »einen Prozess von historischer 
Bedeutung« geben wird. »Auf jeden Fall ist es 
das erste Mal nicht nur in Frankreich, son-
dern weltweit, dass Bürgervereine eine Bank 
wegen ihrer umweltschädigenden Investitio-
nen vor Gericht zitieren«, sagt Justine Ripoll 
von der Organisation »Notre affaire à tous«.

In der Anklageschrift berufen sich die Ver-
bände auf das Gesetz zur unternehmerischen 
Sorgfaltspflicht, das nach dem Rana-Plaza-
Drama in Bangladesh verabschiedet wurde. 
Dort war 2013 das so benannte mehrstöcki-
ge Fabrikgebäude zusammengestürzt, wobei 
mehr als tausend Beschäftigte ums Leben ka-

men, die dort für internationale Textilkonzer-
ne und namhafte Modemarken gearbeitet hat-
ten. Das Gesetz verpflichtet alle Unternehmen 
des Landes, nicht nur in Frankreich, sondern 
auch im Ausland Risiken zu identifizieren und 
Umwelt- und Menschenrechtsverletzungen, 
die sich aus ihren Aktivitäten ergeben kön-
nen, zu verhindern. Im Fall von BNP Paribas 
werfen die NGOs der Bank vor, weiter in Pro-
jekte zu investieren, mit denen neue Öl- und 
Gasprojekte entwickelt werden.

»Der Finanzsektor trägt eine enorme Ver-
antwortung für unsere kollektive Fähigkeit, 
das Pariser Abkommen und damit die Begren-
zung der Erderwärmung auf 1,5 Grad einzu-
halten oder nicht«, erklärt Ripoll. BNP Pari-
bas habe man ins Visier genommen, weil diese 
Bank »der größte europäische Finanzier der 
Expansion fossiler Energieträger« ist, begrün-
det Lorette Philippot, Expertin für Klima- und 
Finanzfragen bei Friends of the Earth Frank-
reich, die Initiative. Seit dem Pariser Klima-
gipfel vom Dezember 2015 habe die Bank 
zwischen 2016 und 2021 insgesamt 55 Mil-
liarden US-Dollar (51,77 Milliarden Euro) in 
Form von Krediten, Aktien oder Anleihen an 
internationale Öl- und Gas-Konzerne wie To-
talEnergies, BP oder Shell vergeben. Damit 
gehört BNP Paribas zu den international füh-
renden Geldgebern, noch vor den britischen 
Großbanken HSBC und Barcleys, die in diesen 
Sektor je 54 Milliarden US-Dollar investiert 
haben und weit vor den französischen Kon-
kurrenten Société Générale und Crédit Agri-
cole, die mit 33 beziehungsweise 32 Milliar-
den US-Dollar im internationalen Vergleich 
erst auf den Plätzen 16 und 17 folgen.

Die Verbände verweisen darauf, dass selbst 
die Internationale Energieagentur seit 2021 
dazu aufruft, nicht mehr in neue Öl- und Gas-
anlagen zu investieren, um »eine kleine Chan-
ce zu wahren, die Erwärmung auf 1,5 Grad 
zu begrenzen und bis 2050 CO2-neutral zu 
werden«. Wie viele andere international ak-

tive Banken trat BNP Paribas 2021 der Net-
Zero Banking Alliance bei und verpflichtete 
sich dabei, »bis 2050 eine kohlenstoffneutra-
le Welt zu finanzieren«. Um diesen Worten 
endlich Taten folgen zu lassen, wird die Bank 
von den Umweltverbänden aufgefordert, »jeg-
liche finanzielle Unterstützung für Unterneh-
men, die neue Projekte im Bereich der fossi-
len Energien entwickeln, sofort einzustellen«.

Die Bank selbst verweist darauf, dass in ih-
rem Portfolio im Bereich Energien der Anteil 
der Investitionen in fossile Träger an den Ge-
samtinvestitionen innerhalb der letzten zehn 
Jahre von 95 Prozent auf 45 Prozent zurück-
gegangen sei und gleichzeitig der Anteil von 
Investitionen in kohlenstoffarme Energiequel-
len bis 2030 um mehr als 80 Prozent steigen 
werde. Aus der Kohle sei man »längst ausge-
stiegen« und diesen Weg schlage man mittel-
fristig auch beim Öl ein. Während dort die 
Finanzierung bis 2030 um 80 Prozent redu-
ziert werden soll, ist die Bank bei Erdgas we-
niger ehrgeizig und nimmt sich hier nur eine 
Senkung um 30 Prozent vor. Diese Ziele wer-
ten die klagenden Organisationen als »völlig 
unzureichend«.

Um ihren Standpunkt zu untermauern, 
führen die Nichtregierungsorganisationen 
an, dass BNP Paribas erst Anfang Februar zu-
sammen mit den US-Banken Citigroup und 
JP Morgan Anleihen im Wert von 2,5 Milliar-
den US-Dollar für den Ölriesen BP ausgege-
ben hat. Die für die nächste Zukunft geplan-
ten Öl- und Gasprojekte von BP werden laut 
einem Bericht der NGO Oil Change Internati-
onal von 2021 über ihre gesamte Lebensdauer 
hinweg so viele Treibhausgase ausstoßen wie 
sechs neue Kohlekraftwerke. »Das beweist, 
dass BNP entgegen seinen Ankündigungen 
nicht wirklich die Absicht hat, seinen Kurs zu 
ändern«, meint Lorette Philippot. Dabei hät-
ten andere Banken bewiesen, dass es auch an-
ders geht. So hat die vom Staat getragene Ban-
que Postale bereits 2021 angekündigt, dass sie 

bis 2030 die insgesamt 1,2 Milliarden Euro 
umfassenden Kredite, Beteiligungen und An-
leihen, die mit fossilen Energieträgern in Ver-
bindung stehen, ablösen wird.

Französische Umweltverbände verklagen die Großbank BNP Paribas

Investitionen in Klima- und Umweltfrevel

Für die einen ist sie wichtig für den Kli-
maschutz, für andere ein Risikofaktor: 
die CCS-Technologie. In Dänemark startet 
nun die unterirdische Einlagerung  
von CO2.

ANDREAS KNUDSEN, KOPENHAGEN

Wenn der dänische Kronprinz Frederik an die-
sem Dienstag das Signal gibt, die Flussrichtung 
im Rohrleitungssystem des ehemaligen Ölfel-
des Nini zu wenden, ist auch ein historischer 
Wendepunkt erreicht. Vor 50 Jahren öffnete 
sein Vater, Prinz Henrik, symbolisch das Ventil, 
um die dänische Öl- und Gasförderung zu star-
ten. Die heutigen Generationen sind nun Zeu-
ge, wie Kohlendioxid, der ebenso unerwünsch-
te wie unvermeidliche Begleiter des fossilen 
Energiezeitalters, ins Sandgestein unter dem 
Meeresboden gepumpt wird, in der Hoffnung, 
der Klimawandelfolgen wenigstens ein biss-
chen Herr zu werden.

Mit der royalen Geste startet offiziell das Pi-
lotprojekt »Greensand«, in dem in den nächs-
ten vier Wochen 15 000 Tonnen verflüssigten 
Kohlendioxids in 1800 Meter Tiefe gepresst 
werden, um zu testen, ob es dort sicher ge-
lagert werden kann. Von dort wurde bis vor 
zehn Jahren Rohöl hochgepumpt. Das CO2 für 
die Versuchsphase kommt aus einer Chemie-
fabrik in Antwerpen, wo man schon seit Län-
gerem das klimaschädliche Treibhausgas aus 
den Schornsteinen abscheidet, bevor es in die 
Atmosphäre entweichen kann, um dann un-
ter Druck verflüssigt und in Spezialcontainern 
gelagert zu werden. Von hier aus geht es per 
Schiff etwa 350 Kilometer nördlich, um letzt-
lich in die Tiefe verbracht zu werden.

Die Kette von der Abscheidung in der An-
lage mit produktionsbedingt hoher Emission 
über den Transport bis hin zur Endlagerung ist 
das Grundkonzept der Technologie des Carbon 
Capture and Storage (CCS). Sie kann nicht das 
Kernproblem des Ansteigens der CO2-Konzen-
tration in der Atmosphäre verhindern, aber aus 
Sicht der Befürworter eine zeitweilige Lösung 
sein, wie energieintensive Anlagen zur Pro-
duktion von beispielsweise Zement, Energie, 
Stahl oder chemischen Erzeugnissen weiter-
arbeiten können, solange die fossilen Brenn-
stoffe noch nicht kostengünstig ersetzt werden 
können. Voraussetzung für eine sichere Lage-
rung sei, dass diese an den geologisch richti-
gen Stellen geschieht. Es müssen tiefliegende 

Gesteine sein, die genügend Poren haben müs-
sen, in denen Flüssigkeiten zirkulieren kön-
nen. Wenn CO2 injiziert wird, verdrängt es 
diese Flüssigkeiten. In Gesteinsschichten, die 
mindestens 800 Meter tief liegen, lässt sich 
die Lagerung des Klimagases am effektivsten 
realisieren, da hier Druck- und Temperatur-
verhältnisse herrschen, in denen das CO2 im 
Vergleich zu seinem Zustand in der Atmosphä-
re ein deutlich verringertes Volumen aufweist. 
Der Nachteil der CCS-Technologie ist der hohe 
Energieaufwand zum Auffangen, Verflüssigen 
und Transport des Treibhausgases. Kritiker 
verweisen zudem darauf, dass die Lagerung 
über einen langen Zeitraum nicht als sicher 
betrachtet und das Risiko eines Entweichens 
nicht beiseite gewischt werden darf.

Indes suchen Forscher nach möglichen un-
terirdischen Speichern, die den natürlichen 
Lagerstätten von CO2 ähneln. Acht solcher al-
ten Speicher in der Erdkruste existieren allein 
im Südosten Frankreichs. Sie sind Millionen 

von Jahren alt, was zeigen soll, dass einige 
geologische Strukturen über lange Zeiträu-
me tatsächlich dicht sind. In Dänemark konn-
ten aus diesem Grund weder die Vorbehalte 
des Umweltministeriums von Schleswig-Hol-
stein noch die Proteste einer Bürgerinitiative 
die Pläne stoppen.

Im Falle eines erfolgreichen Abschlusses des 
Pilotprojektes im April ist vorgesehen, die La-
gerfähigkeit des Nini-Erdölfeldes bis 2025 auf 
1,5 Millionen Tonnen pro Jahr und ab 2030 
auf acht Millionen Tonnen pro Jahr zu stei-
gern. Das entspricht etwa 13 Prozent des jähr-
lichen dänischen CO2-Ausstoßes. Der Trans-
port erfolgt dann mit Spezialschiffen oder per 
Pipeline ab den Häfen Esbjerg an der Westküs-
te und Hirtshals im Norden Jütlands. Letzterer 
soll zu einem Knotenpunkt für CO2-Transporte 
aus Ostseeanrainerstaaten ausgebaut werden.

Am »Greensand«-Projekt maßgeblich be-
teiligt ist auch der deutsche Gaskonzern Win-
tershall DEA. Dieser arbeitet in Norwegen an 

weiteren Projekten und plant für Wilhelms-
haven ein Export-Terminal für CO2 sowie eine 
Rohrleitung nach Norwegen. Weite Teile Nord-
deutschlands, Bayerns und des Saarlandes 
haben geologisch gesehen ähnlich geeignete 
Sandsteinformationen, aber in Deutschland 
ist die CCS-Technologie bisher verboten, und 
die Politiker sind uneins. Wirtschaftsminister 
Robert Habeck möchte erreichen, dass die in 
der Zementindustrie kaum vermeidbaren CO2-
Emissionen zumindest im Ausland unter der 
Nordsee verpresst werden dürfen, um die bis 
2045 angepeilte Klimaneutralität erreichen 
zu können. Seine Parteikollegin, Umweltmi-
nisterin Steffi Lemke, lehnt dieses Herange-
hen rundweg ab.

In Dänemark ist die Haltung eher positiv, 
auch angesichts der Arbeitsplätze, die im Off-
shore-Bereich in der Nordsee erhalten bleiben. 
Man geht davon aus, die leergepumpten Öl- 
und Gasfelder in den nächsten 500 Jahren nut-
zen zu können, um CO2 dort einzulagern.

Dänemark beginnt mit unterirdischer Speicherung von CO2 in ehemaligem Ölfeld unter der Nordsee

Forscher suchen nach möglichen 
unterirdischen Speichern, die den 
natürlichen Lagerstätten von CO2 
ähneln. Acht solcher alten Speicher 
in der Erdkruste existieren allein im 
Südosten Frankreichs.

Endlager für Treibhausgas

Computermodell des »Greensand«-Projektes
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Jetzt bestellen:

Bio-Roséwein 

Ökologisch produzierter Wein  
von der Kommune Urupia  
aus der italienischen Halbinsel 
Salento. Trocken, mit einer  
feinen Säure und den Aromen  
von roter Johannisbeere und  
heller Kirsche.

Ohne Zusatzstoffe und  
kontrolliert von einem  
italienischen Bio-Verband.  

❚ 1 Flasche 0,75l für 9,50 €

(030) 2978 – 1777 
dasnd.de /soliprodukte


